
Richtlinie der Gemeinde Uttenreuth 
für die Vergabe der Reihenhausgrundstücke 

Raiffeisenstraße 9 bis 13 

Präambel 

Die Gemeinde Uttenreuth verfolgt mit dem Ansiedlungsmodell das Ziel, den sozialen Zusam-
menhalt der Mitbürgerinnen und Mitbürger der Gemeinde zu stärken und zu festigen. Ohne 
ein Ansiedlungsmodell wären viele in der Gemeinde verwurzelte Mitbürgerinnen und Mitbürger 
und neu hinzukommende Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht in der Lage, Grund und Boden 
zu Wohnzwecken zu erwerben und die Bebauung zu finanzieren. 

Das Modell dient dazu, dauerhafte, langfristige und nachhaltige Sesshaftigkeit in Uttenreuth 
und Weiher zu ermöglichen und auch alle dazu kommenden Mitbürgerinnen und Mitbürger 
schnell und umfassend in das Gemeindeleben einzubinden, weil die soziale Integration und 
der Zusammenhalt die örtliche Gemeinschaft maßgeblich stärkt. Gerade junge Familien mit 
mehrjähriger Bindung zur örtlichen Gemeinschaft und/oder hohem ehrenamtlichen Engage-
ment sind auf das Ansiedlungsmodell angewiesen, um auch zukünftig in der Gemeinde bleiben 
zu können und nicht zum Wegzug gezwungen zu sein. Daneben will das Modell auch den 
Zuzug junger Familien und deren Eigentumsbildung fördern. 

Die Gemeinde Uttenreuth hat daher beschlossen, zur Sicherung, Erhaltung und Weiterent-
wicklung einer ausgewogenen Bevölkerungsstruktur, insbesondere zur Sicherstellung eines 
ausreichenden Wohnangebots für weniger und durchschnittlich begüterte Personen der örtli-
chen Bevölkerung das an der Raiffeisenstraße verfügbare Bauland auf Grundlage nachfolgen-
der Richtlinien zu vergeben. 

Die durchgängige Verwendung des generischen Maskulinums gilt für sämtliche Geschlechter. 

§ 1 Zu vergebende Grundstücke 

Gegenstand dieser Richtlinie ist die Vergabe von fünf gemeindeeigenen Grundstücken an der 
Raiffeisenstraße 9 bis 13. 

§ 2 Antragsvoraussetzungen und Verfahren 

Mit Veröffentlichung dieser Richtlinie beginnt das Bewerbungsverfahren. Der Bewerber muss 
einen schriftlichen Antrag bei der Gemeinde Uttenreuth, Erlanger Str. 40, 91080 Uttenreuth, 
stellen. Er muss hierbei das Antragsformular verwenden, alle dortigen Vorgaben erfüllen und 
den Antrag bis zum Ende der Bewerbungsfrist einreichen. Die Bewerbungsfrist endet am 
31.01.2024 um 24:00 Uhr. Der Antragsteller muss insbesondere alle Personen angeben, die 
künftig in dem zu errichtenden Gebäude wohnen sollen. 

Die Gemeinde kann jederzeit im angemessenen Umfang vom Antragsteller zusätzliche Unter-
lagen und Erklärungen sowie die Erstellung notwendiger Gutachten auf dessen Kosten for-
dern. Ändern sich nach Antragstellung Umstände oder Tatsachen, die Auswirkungen auf die 
Beurteilung des Antrags oder die Tatbestandsvoraussetzungen dieser Richtlinie haben, hat 
die Antragstellerin die Gemeinde von sich aus darüber unverzüglich und schriftlich zu infor-
mieren. Der Antragsteller kann seinen Antrag jederzeit zurücknehmen. Ein Antrag kann vom 
Verfahren ausgeschlossen werden, wenn der Antragsteller die Geltung der Richtlinien nicht 
anerkennt oder der Antrag unvollständig ist, wenn Unterlagen oder Erklärungen nicht fristge-
recht eingereicht werden oder wenn die Antragstellerin unrichtige Angaben gemacht hat oder 
macht. 
Ein Anspruch gegen die Gemeinde auf Zuteilung oder Veräußerung eines Grundstücks be-
steht nicht. 



§ 3 Voraussetzungen der Antragsberechtigung 

Antragsberechtigt sind Personen, die im Zeitpunkt der Antragstellung alle Voraussetzungen 
der §§ 4 bis 6 kumulativ erfüllen. 

§ 4 Antragsteller und Partner 

Antragsteller müssen geschäftsfähig und volljährig sein. Berechtigt sind Einzelpersonen oder 
Ehepaare, eingetragene Lebenspartnerschaften und nichteheliche Lebensgemeinschaften, 
sofern mindestens ein Partner antragsberechtigt ist. Das künftige Gebäude auf dem zu verge-
benden Grundstück muss vom Antragsteller selbst als Hauptwohnsitz bewohnt werden. Zu-
dem dürfen dort der jeweilige Partner, Verwandte (einschließlich Kindern/Abkömmlingen) des 
Antragstellers oder seines Partners und die Partner der Verwandten wohnen. 

„Partner" in diesem Sinne sind die in einer Ehe, nichtehelichen Lebensgemeinschaft oder ein-
getragenen Lebenspartnerschaft lebenden Personen. Die Begriffe Kind und Abkömmling sind 
weit zu fassen und umfassen nicht nur leibliche oder adoptierte Abkömmlinge, sondern bei-
spielsweise auch Pflegekinder. Wenn mehrere Personen Antragsteller sind (z. B. Vater und 
Mutter) oder atypische Antragskonstellationen vorliegen, gelten diese Regelungen entspre-
chend. Die vorstehenden Personen einschließlich des Antragstellers werden nachfolgend „pri-
vilegierte Personen" genannt. 

§ 5 Einkommensgrenze 

Der Gesamtbetrag der Einkünfte des Antragstellers darf im Durchschnitt der letzten drei Ka-
lenderjahre vor der Antragstellung € 62.939 nicht übersteigen (Einkommensobergrenze). Er-
folgt der Erwerb durch Partner, sind die Einkünfte zu addieren, in diesem Fall darf der Gesamt-
betrag der Einkünfte € 125.878 nicht übersteigen. 

Die Einkommensobergrenze erhöht sich für jedes im Zeitpunkt der Antragstellung im Haushalt 
des Antragstellers lebende und dort mit Hauptwohnsitz gemeldete kindergeldberechtigte Kind 
um jeweils 8.952 €. Der Gesamtbetrag der Einkünfte ermittelt sich aus der Summe der Ein-
künfte aus den einzelnen Einkunftsarten des Steuerpflichtigen. Maßgebend für die Bewertung 
sind nur die Summen der positiven Einkünfte aus jeder Einkommensart. Ausgleichsfähige ne-
gative Summen der Einkünfte bleiben unberücksichtigt. Die Einkünfte sind durch Einkommen-
steuerbescheide nachzuweisen. Liegt noch kein bestandskräftiger Einkommensteuerbescheid 
vor, kann ersatzweise auf Nachweise mittels Lohnsteuerbescheinigungen o. ä. zurückgegrif-
fen werden. Bei Selbständigen bzw. Gewerbetreibenden muss das Einkommen in Form einer 
Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung oder einer Einnahmeüberschussrechnung inklusive 
der entsprechenden Steuerbescheide der letzten 3 Jahre nachgewiesen werden. 

§ 6 Vermögensgrenze 

Das gesamte Vermögen (insbesondere Eigentum oder Teileigentum an Immobilien, Erbpacht, 
dingliches Wohnrecht, Kapitalvermögen und sonstiges Vermögen) des Antragstellers und des 
Partners, Ehepartners, Lebenspartners sowie der im Zeitpunkt der Antragstellung im Haushalt 
des Antragstellers lebenden Kinder darf bei der Antragstellung insgesamt € 250.000 nicht 
überschreiten (Vermögensobergrenze). 

Maßgebend ist das Gesamtvermögen aller Personen, die das künftige Wohngebäude dauer-
haft bewohnen. Der Antragsteller oder sein Partner dürfen kein Wohnungseigentum, zu Wohn-
zwecken geeignetes Erbbaurecht oder zu Wohnzwecken geeignetes Grundeigentum haben. 
Außer Betracht bleiben jedoch Rechte, die keine angemessene Wohnung für den Antragsteller 



und dessen Haushaltsangehörige (§ 18 WoFG) ermöglichen sowie Rechte, die durch ein Nieß-
brauchsrecht zu Gunsten Dritter belastet sind. 

Zum Vermögen zählen insbesondere alle Immobilien oder Miteigentumsanteile daran (auch 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Gemeinde), Wertpapiere, Bankguthaben, Bargeld, Kunst-
gegenstände, Schmuck, vergleichbare Wertgegenstände usw. Das Vermögen ist mit dem Zeit-
wert zu beurteilen. 

§ 7 Finanzierbarkeit 

Es ist ein Nachweis über die Finanzierbarkeit des Bauvorhabens mittels einer Bankbestätigung 
vor Beurkundung des Kaufvertrages vorzulegen. 

§ 8 Punktekatalog und Reihung der Bewerber 

Die Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber bei der Auswahl der Grundstücke erfolgt 
über das nachstehende Punktesystem. Bewerber bzw. Bewerberinnen mit höherer Punktezahl 
werden weiter vorne eingereiht als Bewerber oder Bewerberinnen mit niedrigerer Punktezahl. 
Änderungen der maßgeblichen Umstände für die Bewertung werden bis zur Zuschlagsent-
scheidung berücksichtigt, wobei der Antragsteller Änderungen der Gemeinde jeweils unver-
züglich in Textform mitzuteilen hat. Erst mit Zugang der Erklärung kann eine Berücksichtigung 
erfolgen. 
Bei sämtlichen Bewertungspunkten werden nur Personen berücksichtigt, die auf dem zu ver-

gebenden Grundstück künftig wohnen sollen und daher vom Antragsteller im Antrag angege-
ben wurden. Die sich ergebende Punktzahl dient als Richtschnur. Ein Rechtsanspruch auf 
Grunderwerb kann nicht abgeleitet werden. 
Wie die Gemeinde die einzelnen Grundstücke auf die Antragsteller verteilt, bleibt ihr überlas-
sen. Allerdings können die Antragsteller Wünsche äußern, die die Gemeinde nach Möglich-
keiten entsprechend der Höhe der Punkte berücksichtigt. 

§ 9 Ortsbezogene Kriterien 

(1) Ehrenamt 
Ist mindestens eine Person aus dem Kreis von Antragsteller und des im Haushalt lebenden 
Partners Inhaber der bayerischen Ehrenamtskarte bzw. die Voraussetzungen der Bayerischen 
Ehrenamtskarte erfüllen, werden 60 Punkte vergeben. Die hier erreichbare Gesamthöchst-
punktzahl beträgt 60 Punkte. 

(2) Arbeitsstelle 
Hat mindestens eine Person aus dem Kreis von Antragsteller und des im Haushalt lebenden 
Partners seine Arbeitsstelle laut Arbeitsvertrag im Umfang von mindestens 20 Wochenarbeits-
stunden in einer der vier Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Uttenreuth inne, 
werden 60 Punkte vergeben. Die hier erreichbare Gesamthöchstpunktzahl beträgt 60 Punkte. 

(3) verwandtschaftlicher Ortsbezug 
Lebt mindestens ein Familienmitglied ersten oder zweiten Grades außerhalb des Kreises von 
Antragsteller und der zukünftigen Bewohner des Grundstücks in der Gemeinde Uttenreuth, 
werden 60 Punkte vergeben. Die hier erreichbare Gesamthöchstpunktzahl beträgt 60 Punkte. 

§ 10 soziale Kriterien 

(1) Einkommen im Sinne des § 5 S. 1 und 2 
Bei Anträgen von Einzelpersonen werden die nachfolgenden Punkte vergeben. Bei Anträgen 
von Antragstellern mit Partnern im Sinne des § 4 ist der doppelte Eurobetrag für die Punkte- 
vergabe maßgeblich. Die hier erreichbare Gesamthöchstpunktzahl beträgt 60 Punkte. 
Bis 40.000 € 60 Punkte 



bis 45.000 € 50 Punkte 
bis 50.000 € 40 Punkte 
bis 55.000 € 30 Punkte 
bis 60.000 € 20 Punkte 
bis 65.000 € 0 Punkte 

(2) Vermögen im Sinne des § 6 
Bei Anträgen von Einzelpersonen werden die nachfolgenden Punkte vergeben. Bei Anträgen 
von Antragstellern mit Partnern im Sinne des § 4 ist der doppelte Eurobetrag maßgeblich. Die 
hier erreichbare Gesamthöchstpunktzahl beträgt 60 Punkte. 
Bis € 40.000,- 60 Punkte 
bis € 50.000,- 50 Punkte 
bis € 60.000,- 40 Punkte 
bis € 70.000,- 30 Punkte 
bis € 80.000,- 20 Punkte 
bis € 90.000,- 10 Punkte 
bis € 100.000,- 0 Punkte 

(3) Kinder 
Lebt mindestens ein minderjähriges Kind im Haushalt oder ist eine Schwangerschaft nachge-
wiesen, werden 60 Punkte vergeben. Die hier erreichbare Gesamthöchstpunktzahl beträgt 60 
Punkte. 

§ 11 Punktegleichstand  

Bei Punktegleichstand erhält der Antragsteller die niedrigere Platzziffer, in dessen Haushalt 
mehr minderjährige Kinder leben. Sollte auch dann die gleiche Platzziffer vorliegen, erhält der 
Antragsteller die niedrigere Platzziffer, auf welchen das Los fällt. 

§ 12 Pflichten und Rechtsfolgen 

Der Inhalt des Kaufvertrages richtet sich nach dem gemeindlichen Mustervertragen, der in der 
Liegenschaftsverwaltung einsehbar ist und den Antragstellern mit der Zuteilungsentscheidung 
zugeleitet wird. Die Gemeinde behält sich vor, die Verträge an eine neue Sachlage, neue Er-
kenntnisse oder eine veränderte Rechtsprechung anzupassen. Maßgeblich ist der im jeweili-
gen Einzelfall abgeschlossene notarielle Vertrag. Die Verträge werden insbesondere Klauseln 
zu den folgenden Regelungen dieser Richtlinie enthalten. 

Die Bebauung eines Grundstücks mit einem Reihenhaus stellt eine große Herausforderung 
mit dem Risiko einer erheblichen Kostensteigerung insbesondere in dem Fall dar, als der Bau 
nicht gemeinsam mit den Nachbargebäuden erfolgt. Insbesondere kann es sinnvoll sein, die 
Erschließungsarbeiten, die Bodenplatte, die Rohbauarbeiten, die Dacharbeiten und ggf. auch 
die Energieversorgung gemeinsam mit den Nachbargebäuden vorzunehmen und die jeweili-
gen Gewerke auch jeweils von einem Unternehmer durchführen zu lassen. Es obliegt den 
Grundstückskäufern, diese Risiken zu prüfen und Maßnahmen zur Vermeidung oder Minimie-
rung der Risiken zu treffen. Die Antragsteller verpflichten sich, eine gemeinsame Bauberatung 
in Anspruch zu nehmen und gemeinsam eine Einigung über den Bauablauf herbeizuführen, 
um den Risiken Rechnung zu tragen. 
Die Gemeinde veräußert lediglich die Grundstücke und übernimmt weder die Koordination der 
Eigentümer noch bestehen anderweitige entsprechende Verpflichtungen der Gemeinde. 

§ 13 Verfahren nach Ablauf der Antragsfrist 

Die Verwaltung trifft nach Ablauf der Antragsfrist die Vergabeentscheidungen. Die Antragstel-
ler sind über das Ergebnis zu informieren. Die Antragsteller teilen in der Reihenfolge ihrer 



Uttenreuth, 15 1.2023 

eric Ruth, 1. Bürgerm ister 

Platzziffer ihre Wunschreihenfolge für alle Grundstücke mit. Eine Kopie des Notarvertragsent-
wurfs und eine Kopie Baugenehmigung ist den Antragstellern zuzuleiten. 
Der Antragsteller teilt binnen einer angemessenen, von der Verwaltung für alle Antragsteller 
gleich festgesetzten Frist mit, dass er das Grundstück zu diesen Bedingungen erwerben will. 
Sollte ein Antragsteller innerhalb der Frist eine Erklärung abgeben, dass er kein Interesse am 
Erwerb hat oder binnen der Frist keine Erklärung abgeben, ist der in der Platzziffernreihe 
nächste Antragsteller in das Vergabeverfahren aufzunehmen. Eine Änderung der Reihung der 
Zuteilung der Wunschgrundstücke erfolgt in diesem Falle auf Veranlassung der Verwaltung im 
Hinblick auf die zu vermeidende Verzögerung nicht. Ein einvernehmlicher Tausch unter den 
Bewerbern ist jedoch zulässig. 

§14 Bauzwang 

Das Gebäude ist innerhalb von fünf Jahren nach Beurkundung fertigzustellen. Bei einem Ver-
stoß kann die Gemeinde die Rückübertragung des Grundstücks verlangen. 

§ 15 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt mit Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. 
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